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Bundesregierung verweigert Stellungnahme zur Missachtung des Kirchenasyls in Koblenz
Auf meine schriftliche Frage: 

„Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung daraus, dass einer türkischen Familie Kirchenasyl verweigert wurde, belegbar am Beispiel Familie Y durch die rheinland-pfälzische Landesregierung und teilt die Bundesregierung meine Auffassung, dass damit tradiertes allgemein anerkanntes Kirchenrecht gebrochen wurde?“

äußerte sich die Bundesregierung inhaltlich nicht.

Dem ging voraus, dass Ende Oktober diesen Jahres die Polizei gewaltsam in die St. Peter Kirche, in Koblenz eingedrungen war,  die fünfköpfige Familie Yildirim aus ihrem Zufluchtsort entfernt, verhaftet und noch am selben Tag in die Türkei abgeschoben hatte. 

Der religionspolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE., Bodo Ramelow, forderte in einer Pressemitteilung; „Während auf Bundesebene nach neuen Aufenthaltsregeln für ausländische Bürgerinnen und Bürger gesucht wird, darf es nicht gleichzeitig zum Bruch des allgemein anerkannten Kirchenasyls kommen.“ und unterstützt damit die Einforderung einer Stellungnahme der Bundesregierung zu diesem Vorfall.

Alexander Ulrich: „Der Beantwortung meiner Frage ist keine Stellungnahme zu entnehmen. Es ist ein Skandal, dass die Bundesregierung nicht bereit ist, den Bruch des Kirchenasyls zu bewerten. Es scheint, dass dies aus Rücksicht auf Ministerpräsident und Vorsitzenden der SPD, Kurt Beck, geschieht. Für mich ist es nicht akzeptabel, dass solche Vorkommnisse ausschließlich als Ländersache betrachtet werden. Auch der Staat und damit die Bundesregierung müssen Position zum Kirchenasyl beziehen. 

Mit dieser Reaktion wird das menschenunwürdige Verhalten der rheinland-pfälzischen Landesregierung von der Bundesregierung gedeckt.“
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